1.4. 
Rezeption kurdischer Migranten und Migrantinnen 

in den Sozialwissenschaften

Sozialwissenschaftliche Darstellungen über kurdische Migrantinnen und Migranten lagen bis Abschluss der Arbeit (1999) nur wenige vor. In dem noch wenig entwickelten Diskurs finden sich die Konfliktimportthese von Brieden und die These von Falk, die den Protest der Kurden als Differenzierungsprozess in einem Einwanderungsland interpretiert. Im Folgenden werden die Arbeiten von Brieden, Falk sowie ein Aufsatz von Leggewie untersucht.

1.4.1. 
Die Konfliktimportthese: Thomas Brieden

In alltagsweltlichen, realpolitischen und sicherheitstechnischen Diskursen werden nicht integrierte Minderheiten als „Störenfriede“ interpretiert. Insbesondere den Kurden haftet das Etikett des „Konflikts“ an, werden sie doch in den Medien v.a. im Zusammenhang mit und größten teils auch als Ursache von Konflikten genannt. Bis in die Wissenschaft hinein hält sich die Alltagshypothese, der türkisch-kurdische Konflikt würde zu Lasten der deutschen Gesellschaft in die Bundesrepublik hineingetragen. Die deutsche Gesellschaft und ihre Institutionen gelten als unbeteiligte Opfer dieses Konflikts. 

Bei der Recherche in der sozialwissenschaftlichen Literatur stieß ich auf eine Dissertation, die unter dem programmatischen Titel „Konfliktimport durch Immigration“
 in idealtypischer Weise diese These produziert.
 Thomas Brieden (1996) geht von den folgenden Überlegungen aus:

„Gegenüber zuzugsland-induzierten (Diskriminierungs-/Dissimilierungsthese) und von Immigranten im Zuzugsland selbstproduzierten Eingliederungsstörungen (Multikulturalitätsthese) soll hier die These vertreten werden, dass Eingliederungshemmnisse auch vom Herkunftsland induziert sein können. ... Es sind, so die Behauptung, nicht nur zuzugsland-induzierte Eingliederungshemmnisse und von den Immigranten selbstproduzierte Eingliederungsstörungen, die zu konjunkturellen Krisen im Eingliederungsprozess führen, sondern diese können auch durch das Herkunftsland bewirkt sein. ... Der Konflikt im Herkunftsland induziert Ethnisierungsprozesse im Zuzugsland. In diesem Fall findet ein ‘Import’ des ethnischen Konflikts vom Herkunfts- zum Zuzugsland statt. Der Auswirkungsgrad des Konfliktimports kann unterschiedlich sein. Den negativen Grenzfall bildet die gewaltförmige Vitalisierung des ethnischen Konflikts im Zuzugsland. Weniger folgenreich ist es, wenn sich Indifferenz einstellt, d.h. Angehörige der im Herkunftsland verfeindeten Ethnien sich im Zuzugsland ‘aus dem Weg’ gehen.“ (ebd., S. 17 u. 19)

Die Ausländerpädagogik habe bisher den Widersprüchen und Integrationshindernissen unter den Migranten nicht ausreichend Beachtung geschenkt, so der Ausgangspunkt von Briedens Überlegungen. Die Migranten würden sich nicht nur von der Mehrheitsethnie abkapseln, „sondern sie betonen aufgrund der von ihnen betriebenen Selbstethnisierung ihre jeweiligen Besonderheiten auch gegenüber den jeweils anderen ethnischen Minderheiten.“ (ebd., S. 13) Diese Distanz vergrößere sich mit zunehmender Aufenthaltsdauer. Brieden bemängelt, dass in den verschiedenen Theorien, die die Eingliederungsprozesse von Migranten beschreiben, nur die „zuzugsland-induzierten Integrationsstörungen“ erfasst würden, während die „herkunftsland-induzierten“ Störungen nicht beachtet würden. Im Herkunftsland produzierte Ethnisierungsprozesse würden zu Lasten der Mehrheitsgesellschaft ins Zuzugsland importiert werden. Die Mehr​heitsgesellschaft hätte dann, ohne etwas dafür zu können, unter gewalttätigen Vitalisierungen ethnischer Konflikte, Schuldzuweisungen der Massenmedien des Herkunftslandes oder außenpolitischen Verwicklungen zu leiden. Es bestehe die Gefahr, „dass sich Strukturen der Herkunftsgesellschaft in die Gesellschaftsstruktur des Zuzugslandes ‘fressen’.“ (ebd., S. 248)

Politisch wird die Schuld im Konflikt zwischen Türken und Kurden letzteren angelastet. Das Problem sei vor allen die „Manifestation der Gewalt, die seitens der kurdischen Arbeiterpartei (PKK) seit 1993 in die Bundesrepublik getragen wird.“ (ebd., S. 1) Die „Gren​zen unserer Toleranz" seien dann erreicht, so wird ein Beamter des Innenministeriums zitiert, „wenn innenpolitische Probleme anderer Länder in die Bundesrepublik importiert werden.“ (ebd., S. 20) 

Das Konfliktpotenzial wird bei Migrantenorganisationen verortet: „Problematisch kann es für die Zuzugsgesellschaft werden, wenn sich Immigranten aufgrund des Konflikts zu ethnischen Selbstorganisationen mit herkunftsorientierter politischer Zielsetzung zusammenschließen. Derartige politische Organisationen können als Träger des Imports ethnischer Konflikte im Herkunfts- und Zuzugsland fungieren.“ (ebd., S. 43) 

Am Ende der Arbeit stellt Brieden die Frage, „welche Mittel und Techniken zur Gewaltprävention und zur Eindämmung importierter Konflikte im Zuzugsland zur Verfügung stehen und genutzt werden können.“ (ebd., S. 257) Um die PKK zu schwächen, fordert Brieden, die institutionelle Diskriminierung
 der Kurden in Deutschland aufzuheben. Es müsse „den extremistischen Organisationen hinsichtlich ihrer Mobilisierungsfähigkeit ‘das Wasser abgegraben’ und solchen gemäßigten und zur Kooperation bereiten Organisationen wie ‘KOMKAR‘ oder der ‘Kurdischen Gemeinde in Deutschland’, die die Beseitigung dieser institutionellen Diskriminierung schon lange fordern, der Rücken gestärkt werden.“ (ebd., S. 260)
 

Auch Heitmeyer definiert die „Kurdenfrage“ als Konfliktimport.
 „So beeinflussen die Auseinandersetzungen innerhalb der Einwanderergesellschaft auch die der Aufnahmegesellschaft. ... wenn es z.B. verlagerte Konflikte aus dem Herkunftsland sind, wie z.B. aus der Türkei.“ (Heitmeyer 1996 b, S. 50)

Er warnt davor, dass „aus Herkunftsländern importierte Konflikte ein erhebliches Konfliktpotenzial in den Konfliktkreis der Einwanderer“ einführen. „Die Auseinandersetzungen zwischen ethnischen und religiösen Teilgruppen der türkischen Migrantengruppe sind die jüngsten Belege.“ (ebd., S. 48)

Heitmeyer unterscheidet zwischen verschiedenen Konfliktkreisen. So gäbe es einerseits den Konflikt zwischen Einwanderer- und Aufnahmegesellschaft, andererseits den „innerhalb der Einwanderergesellschaft, wenn man z.B. an die gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Kurden und Türken denkt.“ (ebd., S. 49) Während Brieden die Verantwortung für problematische Entwicklungen im Wesentlichen kurdischen Migranten anlastet, will Heitmeyer die „Lasten“ der türkischen Minderheit herausstellen, um klar zu machen, mit welchen Schwierigkeiten Migranten konfrontiert sind. Das geschieht allerdings zum Nachteil der kurdischen Minderheit. Die türkische „Minderheit mit ca. 2,2 Millionen Angehörigen, ihre Wohngebäude und Einrichtungen geraten seit geraumer Zeit ins Visier des deutschen Rechtsextremismus einerseits und des kurdischen Linksextremismus andererseits.“ (ebd., S. 58)

Die „Konfliktimportthese“ ignoriert die vielen Verbindungen zwischen dem Herkunfts- und dem Aufnahmeland, die hier wie dort verändernd wirken. Die Bundesrepublik als Industrienation hat als Nutznießer der Globalisierung ihren Anteil an der Produktion weltweiter Migrationsströme. Von 1960 bis 1970 wurde der Zuzug türkischer und kurdischer Arbeitsmigranten explizit gefördert, um den Arbeitskräftemangel der deutschen Industrie zu be​heben. Die Zuwanderung veränderte die deutsche Gesellschaft. Umgekehrt haben Millionen von deutschen Touristen die Wirtschafts- und Sozialstruktur der Küstenregionen rund um das Mittelmeer stark verändert. Das sind Beispiele, die zeigen, dass eine Grenzziehung zwischen den Nationalstaaten viele Sozialisationsfaktoren ausklammert. Um dem Thema gerecht zu werden, bedarf es der Berücksichtigung mehrerer Dimensionen. Dazu will ich auf ein Strukturmodell für eine interkulturelle Perspektive von Renate Nestvogel zurückgreifen, das die wechselseitigen Abhängigkeiten verschiedener Ebenen der Sozialisation mit einbezieht. Sie weist auf die Bedeutung des internationalen Kontextes hin: „Voraussetzung und Bestandteil inter​kulturellen Lernens ist für mich die Wahrnehmung eines Weltsystems, in dem die einzelnen Gesellschaften über vielfältige, historisch gewachsene politische, ökonomische und kulturelle Verflechtungen und Herrschafts​mecha​nismen miteinander agieren.“ (Nestvogel 1987 b, S. 64)

Nestvogel fügt einem soziologischen Strukturmodell
, das die Sozialisationsebenen vom Sub​jekt, über die Interaktion, die Institutionen bis zur Gesamtgesellschaft berücksichtigt, eine Ebene des „Weltsystems“ hinzu (Nestvogel 1991, S. 88 f.).

Struktur der Sozialisationsbedingungen (nach Nestvogel 1991, S. 90):
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Interaktionen und Tätigkeiten 
Eltern-Kind-Beziehungen, schulischer Unterricht, Kommunikation 
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Subjekt
Erfahrungsmuster, Einstellungen, Wissen, emotionale Strukturen, kognitive Fähigkeiten

Nestvogels These zufolge besitzt die Ebene des Weltsystems eine „analytische Qualität“, die ein Bezugspunkt der einzelnen Gesellschaften „in ihrem Verhältnis zueinander und im Zusammenwirken von endogenen und exogenen Faktoren werden kann“ (ebd., S. 89).

Die „Konfliktimportthese“ sieht die Ursachen des Problems hingegen ausschließlich in exogenen Faktoren („in der Türkei produziert“) und lässt endogene Faktoren wie die innen- und außenpolitischen Interessen der Bundesrepublik außer Acht. Die Realität der Kurden im Herkunftsland und in der Migration werden als zwei zusammenhangslos nebeneinander stehende Dinge betrachtet, ohne die vielseitigen Verquickungen wie internationale Abhängigkeiten, Globalisierung usw. zu berücksichtigen. Soziologisch gesehen beschränkt Brieden sich auf das Verhältnis Gesamtgesellschaft bzw. Institutionen - Subjekt. Die Frage erfordert aber die Berücksichtigung einer Ebene, die über der der bundesdeutschen Gesamtgesellschaft liegt - einer Ebene des Weltsystems. Auf dieser Ebene sind ökonomische Strukturen wie die Globalisierung genauso wie politische Strukturen zu berücksichtigen. Aus außenpolitischen Machtinteressen ist der Bundesrepublik an guten Beziehungen zum NATO-Partner Türkei gelegen. Die Bundesregierung hat jahrzehntelang im türkisch-kurdischen Konflikt das türkischen Regime finanziell und militärisch zu Lasten der Kurden unterstützt. Mindestens im gleichem Maße wie kurdische Migranten trägt die deutsche Regierung den Krieg aus Kurdistan in die Bundesrepublik. Hätte es die deutsche Unterstützung des türkischen Regimes nicht gegeben, hätte es auch keine „Kurdenkrawalle“ in der Bundesrepublik gegeben. 

Die These, ein Konflikt zwischen Kurden und Türken würde aus der Türkei in die Bundesrepublik importiert und würde hier die öffentliche Ordnung stören, ist in ihrer Undifferenziertheit wenig geeignet, tatsächliche Konfliktlinien aufzuspüren. Sie konstatiert einen türkisch-kurdischen Konflikt über Jahrzehnte und Grenzen hinweg, ohne die zu verschiedenen Zeiten an verschiedenen Orten wirkenden Triebkräfte näher zu untersuchen. Damit bekommt das Motiv des „ethnischen Konfliktes“ eine quasi überhistorische Bedeutung. 

Wenn man die mit Kurden zusammenhängenden Ereig​nisse, die von den deutschen Medien aufgegriffen wurden, betrachtet, lässt sich Folgendes feststellen. In den Jahren 1992 bis 1994 kam es zu zahlreichen Aktionen kurdischer Demonstranten und Demonstrantinnen gegen türkische Einrichtungen.
 Es handelte sich meistens um Einrichtungen des türkischen Staates. Nur 1994 erfolgten über einige Monate hinweg Anschläge, die kurdischen Gruppierungen zugeschrieben wurden, auf türkische Reisebüros, Gemüseläden, Lokale u.ä.
 Diese Anschläge auf das Eigentum türkischer Privatleute, bei dem in Wiesbaden ein Mann getötet wurde, sind die einzigen in der ganzen Kette aufsehenerregender Ereignisse, die die These, es handle sich um einen ethnisch begründeten importierten Konflikt zwischen Türken und Kurden, rechtfertigen. Nach dem PKK-Verbot spielten sich die Auseinandersetzungen, die von der deutschen Öffentlichkeit als Störung wahrgenommen wurden, zunehmend zwischen kurdischen Demonstranten und deutschen Institutionen ab. Zu sehr heftigen Auseinandersetzungen zwischen der deutschen Polizei und kurdischen Demonstranten kam es beispielsweise am 19. März 1994 in und um Augsburg, nachdem die bayerischen Behörden eine kurdische Veranstaltung verboten hatten. Als die Polizei die anreisenden Busse stoppte, blockierten Kurdinnen und Kurden die Autobahn. Zu ähnlichen Vorfälle - immer ausgelöst durch Veranstaltungsverbote - kam es in den folgenden Jahren mehrfach.
 

Nach der Verhaftung des PKK-Vorsitzenden Öcalan im Januar 1999 wurden griechische Konsu​late, das SPD-Büro in Hamburg sowie das israelische Konsulat
 in Berlin Ziel des militanten Protestes.
 

Die kurdischen Protestaktionen waren Reaktionen auf Maßnahmen der türkischen Regierung, die Konfliktlinie verlief zunächst zwischen kurdischen Demonstranten bzw. der PKK und Institutionen des türkischen Staates. Die zunehmende wirtschaftliche und militärische Unterstützung der Türkei sowie das PKK-Verbot wurden von vielen kurdischen Migranten als deutsche Intervention zugunsten des türkischen Staates gewertet.
 Daraufhin verschob sich die Konfliktlinie zwischen kurdischen Demonstranten bzw. der PKK und Institutionen des deutschen Staates. Zu „gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Kurden und Türken“ kam es dagegen nur in geringem Ausmaß.
 Die „Kurdenkrawalle“ wurden von der deutschen Öffentlichkeit um so mehr als Störung wahrgenommen, als darin deutsche Institution und Deutsche (als Polizisten) involviert waren. 

Die These vom „Konfliktimport“ lässt auch unberücksichtigt, dass der Wandel der Selbstwahrnehmung von Kurden in Deutschland nicht nur auf exogene Faktoren zurückzuführen ist. Interessant sind in diesem Zusammenhang die Forschungsergebnisse von Susanne Schmidt, die auf der Befragung von 350 Jugendlichen kurdischer Herkunft basieren. 
 

36% der Befragten sei ihre kurdische Zugehörigkeit heute wichtiger als früher. Diese Entwicklung habe sich bei den meisten Jugendlichen in Deutschland vollzogen (Schmidt 2000, S. 77). Schmidt führt dies sowohl auf den „Konfliktimport“ - unter Bezug auf Brieden - als auch auf Ausgrenzungserfahrungen durch die Mehrheitsgesellschaft in Deutschland zurück. Der Konfliktimport gehöre zu den „Faktoren, die die kurdische Identität und Lebenssituation in der Bundesrepublik“ mitprägen, so Susanne Schmidt (1998, S. 22). Er habe eine Polarisierung unter Türken und Kurden zur Folge, in welcher sich die Probleme im Herkunftsland widerspiegelten. Schmidt stellt einen Zusammenhang zwischen einer starken Identifikation mit der kurdischen Herkunft und persönlicher oder vermittelter Erfahrung über Gewalt und Zerstörung in Kurdistan fest. Je stärker die Verbundenheit der befragten kurdischen Jugendlichen zu Orten und Menschen in Kurdistan sei, um so größere Bedeutung würden sie dem Begriff „kurdische Kultur“ beimessen. Neben herkunftsbedingten Faktoren wirkten aber auch Ausgrenzungserfahrungen der Jugendlichen durch die Mehrheitsgesellschaft ethnisierend. Die Mehrheit der befragten Jugendlichen sei der Meinung, dass Kurden in Deutschland ungerecht behandelt werden. Sie empfinden die Nichtanerkennung der Kurden, sowie den Mangel an Förderung der kurdischen Sprache als ausgrenzend. 76% der Jugendlichen äußern sich unzufrieden über die Medienberichterstattung bezüglich Kurden. 85% sind unzufrieden damit, wie wenig Deutsche über Kurden wissen (Schmidt 2000, S. 99). Auch die Nichtanerkennung als Volksgruppe in den Aufnahmestaaten, schaffe unter den Kurden ein kollektives Bewusstsein, so ein Ergebnis von Schmidts Erhebungen. 

Als problematisch erweist sich die „Konfliktimportthese“ nicht zuletzt auch deswegen, weil sie ein politisch-soziales Problem auf eine Frage der inneren Sicherheit reduziert. Die Thesen von Brieden suchen die Verantwortung für soziale Konflikte im Zuzugsland insbesondere bei den Migranten und dienen damit zur Legitimation von repressiven Mitteln zur Kontrolle der Minderheit. Kein innergesellschaftlicher Diskurs, keine politischen Kompromisse werden zur Lösung des Konfliktes für notwendig erachtet, als sei die Lösung des Konflikts vor allem eine Frage der Justiz und der Quantität des polizeitaktischen Aufgebots. Der Staat wird legitimiert, konfliktverschärfende Mittel der Aufstandsbekämpfung einzusetzen. Die Definitionsmacht dessen, was unter innerem Friede zu verstehen ist, liegt allein bei der Mehrheitsgesellschaft. 

Den Sozialwissenschaften kommt in diesem Modell nur die Funktion zu, den Staat bei der (Wieder)Herstellung der inneren Sicherheit zu unterstützen. Den Sozialwissenschaften empfiehlt Brieden, sich am Diskurs um die „nationale Identität der Bundesrepublik“ zu beteiligen, indem sie „Verhaltensabweichungen von den Werten und Normen“ (Brieden 1996, S. 251) austarieren. 

Hartnäckig hält sich die These vom „Konfliktimport“ in politischen und Alltagsdiskursen
 zur Rechtfertigung einer repressiven Ausländer- und Asylpolitik. Wenn bestimmte Gruppen unter den Migranten als äußere Bedrohung interpretiert werden, präsentieren sich Abschirmungsmaßnahmen wie das Schengener Abkom​men oder Abschiebungen als Lösungsmaßnahmen. Die „Kon​fliktimportthese“ zieht zwischen der deutschen Gesellschaft und allem, was außerhalb von ihr liegt, eine unverrückbare Mauer und dient als Grenzziehung gegenüber anderen und damit auch als konstituierendes Element deutscher nationaler Identität. Die Vorstellung Kurden und Türken würden „ihren“ Konflikt aus einer anderen Welt zu „uns“ tragen, hat eine politische und persönliche Entlastungsfunktion. Auf politischer Ebene (Weltsystemebene) wird „uns“ bzw. dem deutschen Staat jede Verantwortung an dem Konflikt genommen. Darüber hinaus dient es der Bestätigung der eigenen Höherwertigkeit gegenüber zwei Bevölkerungsgruppen, die ihre ethnische Beschränktheit noch nicht überwunden haben. 

Es ist kaum verwunderlich, dass eine Studie, die so einseitig die Ursachen eines sozialen Konflikts bei den Minderheiten sucht, nebenbei die ethnische Zuschreibung produziert, „dass insbesondere in der kurdischen Gruppe die Neigung zur politischen Gewalt stärker aus​ge​​prägt ist als bei anderen ethnischen Minderheiten.“ (Brieden, S. 243) Hier ist kritisch festzuhalten, dass die Ursachen politischer Gewalt in politischen Gegebenheiten zu suchen sind. Wer die Qualität oder Quantität politischer Gewalt ethnienspezifisch zuordnet, läuft Gefahr, von denjenigen missbraucht zu werden, die die Bereitschaft zu Gewalt in ethnische Besonderheiten umdeuten wollen. 

1.4.2. Verweigerung der politischen Anerkennung durch den 

deutschen Staat: Claus Leggewie

Claus Leggewie (1996) geht in einem Aufsatz der Frage nach „How Turks became Kurds, not Germans“. Für ihn sind die gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Polizei und kurdischen Demonstranten mehr als der Export des Bürgerkriegs aus der Türkei. Für die Mehrheit der kurdischstämmigen „Gastarbeiter“ hätte ihr Kurdischsein keine Bedeutung gehabt, bevor sie nach Europa gekommen wären. Erst der Zuzug von Befürwortern des kurdischen Separatismus infolge des Militärputsches von 1980 verbunden mit der Möglichkeit in Deutschland einen offenen Diskurs über die kurdische Frage zu führen, hätte türkischen Staatsbürgern den Weg eröffnet, ihre kurdische Identität zu entdecken und ohne Angst zu verfechten. Während ihnen das türkische Regime hartnäckig die Anerkennung ihrer ethnischen, linguistischen und kulturellen Besonderheiten verweigere, verweigere ihnen der deutsche Staat mit der gleichen Hartnäckigkeit die Staatsbürgerschaft. Die Türken seien also zu Kurden geworden, weil ihnen der türkische Staat die kulturelle Anerkennung und der deutsche Staat die politische Anerkennung vorenthalte. 

Auch in der PKK sieht Leggewie ein Hindernis für eine Lösung der Kurdenfrage sowohl in der Türkei und als auch in Deutschland. Sie tue alles dafür, den ethnischen Widerspruch zu verschärfen. Solange nicht die reformistischen Kräfte unter den Kurden die Oberhand gewinnen, hält er eine Lösung der kurdischen Frage für weit entfernt. 

1.4.3. Differenzierungsthese: Svenja Falk

Svenja Falk interpretiert ethnische Gruppenbildung nicht als Relikt aus dem Herkunftsland sondern als Differenzierung, die unter der Voraussetzung des sozialen Wandels der kurdischen Gemeinschaft in der Bundesrepublik entsteht. Die These vom „importierten Bürgerkrieg“ wird von ihr zurückgewiesen. In Briedens Konfliktimportthese sieht sie zwar eine Verabschiedung der von ihr kritisierten binären Konstruktion einer Mehrheits-Minderheitsgesellschaft (Falk 1998, S. 46), aber seine Argumentation greife zu kurz. Letztlich formuliere er eine These, die in der Allgemeinheit kaum zu bestreiten sei. Jeder Migrant bringe einen Teil der Geschichte aus dem Herkunftsland mit und würde sich auf die eine oder andere Weise in Konfliktsituationen mit den im Herkunftsland verbliebenen Verwandten oder Personen aus demselben Gebiet identifizieren. Brieden könne aber nicht erklären, wie sich die Ethnisierung in der Migration von „historisch älteren Prozessen“ (ebd., S. 50) unterscheide. Er gehe davon aus, „dass die Konfliktlinien in ihrer ursprünglichen Form erhalten bleiben“ (ebd., S. 51). Demgegenüber basiere die ethnische Revitalisierung im Immigrationsland auf neuen Entwürfen kollektiver Identität, die durch Mobilitäts- und Modernisierungsprozesse ermöglicht würden. 

Bei den Auseinandersetzungen zwischen der kurdischen und türkischen Minderheit in der Bundesrepublik handele es sich um einen Prozess der Differenzierung der Einwanderungsgesellschaft im Immigrationsland. Die relativ homogene erste Generation der Arbeitsmigranten habe sich als Ergebnis des sozialen Wandels sozial, ethnisch und religiös differenziert. Während die erste Generation die Zugehörigkeit zu einer in der Türkei mit negativen Stereotypen belegten Minderheit noch weitgehend verborgen habe, richte sich die zweite und dritte Generation gegen die passive Haltung der Väter und identifiziere sich positiv mit der kurdischen Herkunft. 

„Die Integration der Gemeinschaft der Kurden erfolgt über die Rekonstruktion einer kollektiv geteilten Kultur, der Schaffung einer Nationalsprache und der Beschwörung einer Schicksalsgemeinschaft. Das reflexive Material der Integration der Gruppe ist die geteilte Erinnerung an Verfolgung, Vertreibung und Mord ... Dabei werden sich die Differenzierungsprozesse voraussichtlich innerhalb der in der Immigration entstehenden Gruppe in weitere Partikulargemeinschaften fortsetzen.“ (Falk 1998, S. 16)

Falk stellt der These einer zunehmenden Eingliederung in die sozialen und kulturellen Systeme des Einwanderungslandes die These entgegen, „dass gerade die tendenziell dissoziativen Konflikte in Kombination mit auf Gemeinschaftsbildung und Integration orientierten assoziativen Prozessen von Gemeinschaftsbildungen die Kristallisationspunkte gesellschaftlicher Pluralisierung und (Neu-)definition sind. Vergemeinschaftung über Ethnizität wird nicht notwendigerweise durch den hier als modernisierenden gedachten Integrationsprozess obsolet, sondern kann als ein aus den spezifischen Konstellationen der Moderne erwachsenes Vehikel der Gemeinschaftsbildung bestehen bleiben.“ (ebd., S. 56) Ethnizität verschwinde nicht durch den Modernisierungsprozess, sondern sei als Phänomen moderner Gesellschaften zu interpretieren. „Die ethnische Revitalisierung der Einwanderer aus der Türkei ist Ausdruck ihres Bekenntnisses zur Bundesrepublik: ‘Wir bleiben hier!’“ (ebd., S. 77)

Falk argumentiert gegen die These, „dass der soziale Protest der Kurden Ausdruck der Bildung von ethnischen Enklaven ist, die ... vertikal segmentierte, separate Subkulturen in der Bundesrepublik darstellen und als Vorboten des ‘multikulturellen Bürgerkriegs’ anzusehen sind.“ (ebd., S. 180) Sie interpretiert die ethnische Revitalisierung der Kurden als Zeichen dafür, dass die Bundesrepublik zu einem „normalen“ Einwanderungsland geworden sei. Erst durch das im Vergleich zur Türkei freiere Immigrationsland könnten gemeinsame Institutionen etabliert sowie Gruppenziele formuliert werden. Gerade dadurch würden die Einwanderer aus der Türkei zeigen, dass sie sich nicht mehr als außerhalb der Mehrheitsgesellschaft stehendes Kollektiv verstehen würden, sondern dieses durch Differenzierungen und ein Netzwerk wechselseitiger Beziehungen ersetzt hätten, die als Teil des Integrationsprozesses zu verstehen seien. 

Differenzierende Kategorien wie Symbole und Entwürfe einer Kollektivgeschichte würden aber im Immigrationsland neu formuliert und anders kommuniziert als im Herkunftsland. Falk prognostiziert die Fortsetzung der Differenzierungsprozesse innerhalb der Immigration in weitere Partikulargemeinschaften wie Sunniten, Aleviten und Yezidi oder Sprecher verschiedener kurdischer Dialekte.

An Falks Ansatz ist hervorzuheben, dass er in der Migration ablaufende Prozesse mit den Bedingungen im Einwanderungsland in Verbindung bringt. M.E. legt Falk aber allzu sehr den Schwerpunkt auf die soziologischen Bedingungen und ignoriert die politische und institutionelle Diskriminierung der kurdischen Migranten. Sie berücksichtigt zu wenig die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen im Einwanderungsland Bundesrepublik, die Differenzierungs- wie auch Integrationsprozesse beeinflussen. 

Falk geht von einer „identischen Minderheitenlage“ (ebd., S. 25) zwischen Kurden und Türken in Deutschland aus. Beide Gruppen würden sich weder in Bezug auf die Migrationsgeschichte noch auf die soziale Stellung innerhalb der bundesdeutschen Gesellschaft unterscheiden. 

„Die in der Türkei bestehende soziale und politische Ungleichheit zwischen den beiden Gruppen ist im Immigrationsland Deutschland auf den symbolischen und politischen Bereich verlagert worden.“ (Falk 1998, S. 25) 

Diese Aussage ist aber nur teilweise richtig. Gerade die Ungleichbehandlung z.B. in Bezug auf den muttersprachlichen Unterricht sowie die politische Kriminalisierung fördert Differenzierungsprozesse. Auf Seiten kurdischer Migranten nährt dies das Bewusstsein, in der Bundesrepublik wie in der Türkei ethnisch als Kurden diskriminiert zu werden. 

Das PKK-Verbot hält Falk aus sicherheitspolitischen Erwägungen für kontraproduktiv, da es der PKK erlaube, ihre „Mobilisierungskraft über das Pathos des gegen ein unterdrückerisches Regime um Freiheit ringenden Volkes“ zu erhöhen. Allen Organisationen „müsste es ermöglicht werden, sich dem politischen Wettbewerb innerhalb der involvierten Institutionen der Bundesrepublik zu stellen und sich dort zu behaupten.“ (ebd., S. 183)

� In einer vergleichenden Analyse von Kroaten und Serben aus dem ehemaligen Jugoslawien und Türken und Kurden aus der Türkischen Republik untersucht Brieden die Auswirkung der ethnischen Konflikte im Herkunftsland auf die Zuzugsgesellschaft. Briedens Untersuchung beruht auf der Auswertung verschiedener empirischer Einzeluntersuchungen. Sein Interesse gilt den „Auswirkungen der Herkunftskonflikte auf die individuellen Dispositionen der Immigranten, d.h. des Wandels ihrer Identifikationen, ihrer Orientierungen und Gemeinschaftsbildungen im engeren und persönlichen Bereich.“ (Brieden 1996, S. 45) Daneben beschäftigt er „sich mit den Auswirkungen der Konflikte im Herkunftsland auf die Institutionen und Organisationen der Ausländerbetreuung im Zuzugsland.“ (ebd., S. 47).


� Zur Diskussion der Konfliktimportthese s.a. Skubsch 1999 a.


� Brieden kritisiert, dass dem serbisch-kroatischen Konflikt auf institutioneller Ebene Rechnung getragen werde, während die Kurden gegenüber den Türken institutionell diskriminiert würden: „Könnte es nicht sein, so die These, dass gerade die institutionelle Benachteiligung der Kurden (keine Sozialberatung für kurdisch-sprachige Migranten, keinen eigenen muttersprachlichen Unterricht, keine kurdisch-sprachigen Rundfunk- und Fernsehprogramme, etc.) diese in Organisationen treibt, die einerseits deren kulturelle Bedürfnisse befriedigt, um sie andererseits für ihre politischen Ziele zu mobilisieren?“ (Brieden 1996, S. 239).


� Zu den verschiedenen kurdischen Migrantenorganisationen s. Abschnitt 4.7.3. Politische Differenzierungen.


� Heitmeyer definiert die Konflikte um die kurdische Frage als „innertürkische Auseinandersetzungen zur Kurdenfrage“ (Heitmeyer 1996 a, S. 11) und macht sich damit die Diktion der offiziellen türkischen Politik zu eigen. Die Einseitigkeit in dieser Frage steht im Widerspruch zu der differenzierten, vielschichtigen Rezeption der Problematik ethnisch-kultureller Konflikte in Heitmeyers Analysen. Gerade Heitmeyer kritisiert die Umdeutung fremdenfeindlicher Gewalt und Rechtsextremismus als sicherheitstechnische Probleme, die es erlauben von den Fremden weiter Anpassung zu fordern und die Diskriminierung beizubehalten (Heitmeyer 1996 b, S. 37).


� Strukturmodell von Tillmann, K.-J: Sozialisationstheorien. Reinbek bei Hamburg 1989.


� Am 24. Juni 1993 wurden in mehreren europäischen Städten türkische Konsulate das Ziel militanter kurdischer Proteste. In München gelang es den Angreifern, das türkische Generalkonsulat zu stürmen und das Botschaftspersonal über mehrere Stunden als Geiseln zu nehmen. Am 4. November 1993 wurden aus Protest gegen die Angriffe des türkischen Militärs auf die kurdische Stadt Lice ebenfalls türkische Konsulate angegriffen.


� Diese Anschläge wurden teilweise damit gerechtfertigt, dass die Besitzer den rechtsextremen Grauen Wölfen angehören würden oder dass es sich um Treffpunkte türkischer Faschisten handeln würde. Äußerungen von PKK-Funktionären lassen darauf schließen, dass die Aktionen gegen türkische Lokale und Geschäfte innerhalb der PKK umstritten waren und von der PKK-Führung zumindest im Nachhinein verurteilt wurden.


� Ebenfalls zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und kurdischen Migranten kam es 1996, nach dem deutsche Behörden eine Demonstration in Dortmund verboten hatten.


� Bei dem Versuch, am 17. Februar 1999 das israelische Generalkonsulat in Berlin zu stürmen, wurden durch das Wachpersonal drei der kurdischen Demonstrantinnen und Demonstranten erschossen und weitere durch Schusswunden verletzt.


� Von der PKK wurden u.a. Griechenland und dem israelischen Geheimdienst Mossad eine Mitschuld an der Entführung Öcalans aus Kenia in die Türkei gegeben.


� Siehe Abschnitt 2.2. Die deutsche Türkeipolitik.


� Bei allen Tötungsdelikten, die der PKK in Deutschland angelastet werden, handelt es sich nur in einem Fall um einen Türken. Er kam bei einem Anschlag auf einen Wiesbadener Gastronomiebetrieb ums Leben. Die anderen Opfer waren Kurden aus konkurrierenden Organisationen oder Abtrünnige aus den eigenen Reihen.


� Schmidt führte mit 21 Jugendlichen kurdischer Herkunft Leitfadeninterviews über ihr Selbstbild und ihre soziale Lage durch (Schmidt 1998). Aufbauend auf dieser qualitativen Studie wurden im Rahmen einer quantitativen Erhebung 350 Jugendliche kurdischer Herkunft in Nordrhein-Westfalen befragt. Die Ergebnisse dieses Forschungsprojektes geben interessante Einblicke in die spezifischen Lebenssituationen und die Selbstwahrnehmungen der ausgewählten Erhebungsgruppe (Schmidt 2000).


� Die Konfliktimportthese liegt auf der Ebene alltagsweltlicher Vorstellungen wie: „Die Ausländer bringen uns ihre Probleme mit.“ - „Auseinandersetzungen zwischen extremistischen Ausländergruppen stören unser friedliches Land.“
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